
Protokoll 5. GR-Sitzung am 14.12.2022 
 
BGM Walter Reinthaler eröffnet die 5. GR-Sitzung des Jahres 2022 um 19:00 Uhr und 
begrüßt AL Peter Mittmannsgruber, Schriftführerin VB Matanovic, sowie die anwesenden 
Mitglieder des Gemeinderates. 
 
Ich stelle fest, dass 
 

• Die Sitzung entsprechend dem GMR-Sitzungsplan 2022 am 07.12.2022 durch Verstän-
digung und Übermittlung der Tagesordnung einberufen und an die Gemeinderatsmitglie-
der ergangen ist. 
 

• die Niederschrift über die letzte Sitzung des Gemeinderates vom 04.10.2022 bis zur heu-
tigen Sitzung während der Amtsstunden aufgelegen ist, während der Sitzung noch auf-
liegt und gegen diese Niederschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht 
werden können, andernfalls das Protokoll als angenommen betrachtet wird. 
 

• Weiters stelle ich fest, dass die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
 
 

• Ich verweise als Vorsitzender auf § 64 der OÖ Gemeindeordnung, wonach Mitglieder des 
Gemeinderates ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen und dies am Beginn der Bera-
tung des TOP zu erklären haben. 
-  
Weiters wird auf die Bestimmungen der aktuellen COVID-Verordnung hingewiesen. 
 
Abänderung der Tagesordnung: 
 
( ) Geheime Beratung 
Ich stelle den Antrag, diesen TOP gem. § 53 Abs. 2 unter Ausschluss der Öffentlichkeit in 
geheimer Sitzung im Anschluss an diese Sitzung zu beraten. 
• (Antrag BGM oder mindestens 3 GMR und Beschluss des GMR) 
 
( ) Änderung der Tagesordnung: 
Der TOP  wird gem. § 46 Abs 4 OÖ GmdO. vor Eintritt in die Tagesordnung von dieser 
abgesetzt 
. 
Der  TOP wird gem. § 46 Abs 4 OÖ GmdO. vor Eintritt in die Tagesordnung von dieser 
abgesetzt. 
 
( ) Dringlichkeitsanträge: 
Es langten fristgerecht …. Dringlichkeitsanträge der Fraktion .    ein. Wer damit einver-
standen ist, dass dieser DA vor dem TOP Allfälliges behandelt werden, den ersuche ich 
um ein Handzeichen. 
  



1. Bürgerfragestunde – Vorsitz ÖVP 
  



2. Überwachung, Wartung und Instandhaltung WVA Vertrag 
 
Zu diesem TOP werden Herr DI Spitzlinger der Fa.HIPI, Vöcklabruck und Fabian WITZ-

MANN als Wasserwart als sachkundige Personen anwesend sein, den Umfang des Ver-

trags erläutern und für Fragen zur Verfügung stehen. 

 
Die Betreuung der WasserVersorgungsAnlage Ort hat hinsichtlich des laufenden Be-

triebs, der Überwachung, Wartung und Instandhaltung aufgrund behördlicher Vorschrif-

ten und gesetzlicher Grundlagen durch eine fachkundige Person – sprich einen entspre-

chend ausgebildeten Wasserwart zu erfolgen.  

Diese Aufgaben werden samt anderen Leistungen von der Fa. Trinkwasserservice 

GmbH, Aurolzmüsnter pauschal im Umfang wie im ua Vertragsentwurf angeboten.  

Dieser Vertragsentwurf enthält eines lt Trinkwasserverordnung erforderlichen SICHER-

HEITS- und GEFAHRENPLANS mit einmaligen Kosten idH von pauschal € 4.360,- 

exkl MWSt. 

Für die Überwachung- und Wartung samt der im Vertrag angeführten Leistungen würde 

ein jährlicher Betrag von € 0,25 pro m³/a von der WVA Ort ausgeliefertes Trinkwasser 

wertgesichert in Rechnung gestellt werden. Als Vertragsbasis wird hier mit Basis 2022 

eine abgegebene Wassermenge von ca 43.800 m³/Jahr angenommen, was einer jähr-

lichen Summe von € 10.900,- entspricht. 

In der GMR Sitzung soll die einerseits die Vergabe des Sicherheits- und Gefahren-

plans und andererseits die Vergabe des Gesamtvertrags zur Überwachung und 

Wartung der WVA Ort lt Vertrag an die Fa.Trinkwasserservice GmbH, Aurolzmüns-

ter erfolgen. 

 

 



 

 



 



 



 



 

 



Beratung: 

Spitzlinger erläutert den Vertrag genauer und die generelle Überwachung und das neue 

System der abgeschlossenen Wasserversorgungsanlage in Ort. 

Derzeit sind wir in einer Probephase, wo geschaut wird, wie der Betrieb genau funktio-

niert und wie das neue System mit St. Martin gemeinsam funktioniert. 

GR Bachmayr hinterfragt beim Vertrag, die Bereitschaft und die Fahrtkosten – wie dies 

verrechnet wird. Herr Spitzlinger gibt an, dass die Bereitschaft und die Fahrtkosten im 

Vertrag mit dabei sind. Da man aber auch einiges über dem Laptop machen kann, wird 

es nicht immer zu Fahrtkosten kommen. 

 

Beschluss: 

 

Antrag 1) Sicherheits- und Gefahrenplan 

Vergabe Erstellung Sicherheits- und Gefahrenplan für die WVA Ort lt  

   Vorgaben der Trinkwasserverordnung zu Kosten von € 4.360,- exkl  

   MWSt an die Fa.Trinkwasserservice GmbH, Aurolzmünster.  

   Als Zeichen der Zustimmung ein Handzeichen. 

 

Zustimmung:  einstimmig 

Gegenstimmen: 

Stimmenthaltungen: 

 

 

Antrag 2) Vertrag Überwachung Wartung WVA 

Wer damit einverstanden ist, dass der Vertrag zwischen der Gemeinde Ort 

und der Trinkwasserservice GmbH, Aurolzmünster zu den im vollinhaltlich 

zKg Vertrag abgeschlossen werden soll, den ersuche ich um ein Handzei-

chen. 

 

 Zustimmung:   einstimmig 

Gegenstimmen: 

Stimmenthaltungen:  



3. Voranschlag 2023 

Leider sind die wichtigen Zahlen für die Gemeindeanteile für den SHV und den Kranken-

anstaltenbeitrag erst Dienstag abend im Zuge der Budgetsitzung des Landes OÖ  bzw 

die SHV-Umlage erst Mittwoch Nachmittag in der Verbandsversammlung beschlossen 

worden.  

Vor allem der Krankenanstaltenbeitrag wurde in dieser Höhe mit einer Steigerung von 

21,4% nicht erwartet. Hier könnte es positivenfalls noch zu höheren Zuschüssen durch 

das Land OÖ kommen, da wahrscheinlich eine beträchtliche Anzahl unserer Gemeinden 

ansonsten in den Härteausgleich kommen wird. 

Im SHV Ried konnte die SHV-Umlage gegenüber dem Jahr 2022 für das kommende 

Jahr auch mit 24,9% gleich belassen werden. Es kann jedoch und das wurde in der SHV 

Versammlung auch klar kommuniziert, aufgrund verschiedenster, nicht voraussehbarer 

Umstände (Kinder- und Jugendhilfe, Mindestsicherung durch Asylwerber,…) nicht aus-

geschlossen werden, dass es zu höheren Kosten als veranschlagt, kommt.  

Da der SHV nicht berechtigt ist, einen Kassenkredit aufzunehmen, würde es zu einer Er-

höhung des SHV-Umlage von wie oa 24,9% auf über 25,0% kommen, was durch die 

Landesregierung genehmigt werden muss. Der dann notwendige Erhöhung im NVA des 

SHV würde dann auch für die Gemeinden einen notwendigen NVA in jeder Gemeinde 

nach sich ziehen. 

Insgesamt fallen für den Voranschlag alleine für die SHV-Umlage und den Krankenan-

staltenbeitrag in unserer Gemeinde 63.700 Euro an Mehrausgaben  an.  

Dadurch können nur mehr 52.800 Euro an Projekte zugeführt werden.  

Dies wurde beim Projekt „Lückenschluss Osternach“ geändert. Diese wird nun mit einer 

Haushaltsrücklage finanziert. Siehe bei dem Nachweis „Nachweis der Investitionstätig-

keit“ Ab Seite 189 beim Voranschlag. Dadurch ändern sich auch einige Nachweise und 

auch der Vorbericht.  

Die wichtigsten Nachweise sind unten angeführt. Ebenso der Nachweis der Investitions-

tätigkeit ab Seite 189!  

Im Vorbericht stehen ebenfalls einige wichtige Dinge. Falls Fragen sind wenn möglich vor 

der Gemeinderatssitzung stellen, da ich alle Kennzahlen auch nicht auswendig weiß. 

Mehraufwand beim Personal ist im Vorbericht erläutert.  

 

Vorbericht zum Voranschlag 2023 gemäß § 10 Oö. Gemeindehaushaltsordnung 

(Oö. GHO) 
 

 

 

Voraussichtliche Entwicklung der liquiden Mittel, wobei die Zah-
lungsmittelreserven gesondert anzuführen sind. 

 

Liquide Mittel 
 

Einzahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung: 

(SU 31 + SU 33 + SU 35) 

€ 4.942.400 



Auszahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung: 

(SU 32 + 34 + SU 336) 

€ 4.796.700 

Saldo 5 (Geldfluss der voranschlagswirksamen Ge-

barung) 

145.700 

 

 

• Die Ein- und Auszahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung sind ausgeglichen bzw. erge-

ben ein Positives Saldo. 

 

Die Gründe für die Erhöhung der liquiden Mittel liegen: (Beispiele) 

• An der Erhöhung der Ertragsanteile 

• Erhöhung der Kommunalsteuer 

 

Zahlungsmittelreserven und Rücklagen 
 

Zum Zeitpunkt der VA-Erstellung stehen der Gemeinde für das Haushaltsjahr 2023 voraussicht-

lich folgende nicht verplante Zahlungsmittelreserven zu Verfügung: 

 

 
Rücklagenstand 

01.01.202X 
Zahlungsmittelreserve  

allgemeine 

Haushaltsrück-

lagen 

€ 513.600 
€ 542.806,51 

€   15.704,39 

gesetzlich 

zweckgebundene 

Haushaltsrück-

lagen 

€ 0  

Summe € 513.600 € 558.510,90 

Differenz zwi-

schen Rücklagen 

und Zahlungs-

mittelreserven 

€ 44.910,90 

 

Zahlungsmittelreserven in der Höhe von 558.510,90 Euro werden als inneres Darlehen zur Reduk-

tion des Kassenkredites verwendet. 

 

 

Voraussichtlicher Bedarf an Kassenkrediten 
 

Die maximale Höhe des Kassenkredits beträgt gemäß § 83 Oö. GemO 1990 i. V. m. § 1 Abs. 1 

Oö. Kassenkredit-Anhebungsverordnung (ein Viertel der Einzahlungen der laufenden Geschäftstä-

tigkeit): 903.200 Euro  

 

Es ist geplant, einen Kassenkreditvertrag im Rahmen von 600.000 Euro abzuschließen. 

 

Der Vertrag ist vom Gemeinderat unter Pkt 3a zu beschließen. 

 

 

Entwicklung des Ergebnisses der laufenden Geschäftstätigkeit, sowie Ent-
wicklung des nachhaltigen Haushaltsgleichgewichts 
 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit  
 



Ergebnis der lau-

fenden Geschäfts-

tätigkeit 

RA 2021 VA 2022 VA 2023 

Einzahlungen: € 3.158.782,42 € 2.939.700 € 3.485.600 

Auszahlungen: € 2.929.047,88 € 2.939.700 € 3.485.600 

Saldo: € + 229.734,54 €              0     €              0 

 

 

Damit der Haushaltsausgleich nach § 75 Abs. 4a und 4b* Oö. GemO 1990 als erreicht gilt, müs-

sen keine Mittel in Anspruch genommen werden: 

 

Entwicklung des Nachhaltigen Haushaltsgleichgewicht 
 

• Nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht wird erreicht. 

 

Voraussichtliche Entwicklung des Nettoergebnisses vor Entnahme von bzw. 
Zuweisungen an Haushaltsrücklagen (SAO) 
 
Das Nettoergebnis wird wesentlich durch die ergebniswirksamen Erträge und Aufwendungen be-

einflusst. Diese betreffen insbesondere die geplanten Abschreibungen von 578.8000 Euro geplante 

Erträge aus der Auflösung von Investitionszuschüssen von 297.400 Euro und die geplante Dotie-

rung bzw. Auflösung von Rückstellungen (24.400 Euro +/- 9.500 Euro). 

 

 
VA 

2023 

Plan 

2024 

Plan 

2025 

Plan 

2026 

Plan 

2027 

Summe Erträge 

(MVAG-Code 

21) 

3.919.7

00 

4.073.3

00 

3.989.5

00 

4.020.1

00 

4.030.7

00 

Summe Auf-

wände (MVAG-

Code 22) 

3.928.5

00 

3.768.1

00 

3.783.9

00 

3.818.1

00 

3.737.6

00 

Nettoergebnis 

(SA 0) 
- 8.800 

 

305.200 

  

205.600 

  

202.000 

  

293.100 

Entnahme von 

Haushaltsrück-

lagen (MVAG-

Code 230) 

   

122.800 

   

300.000 

            

0 

            

0 

            

0 

Zuweisung von 

Haushaltsrück-

lagen (MVAG-

Code 240) 

     

25.000 

     

25.000 

     

25.000 

     

25.000 

     

25.000 

Nettoergebnis 

(SA 00) 

   

89.000 

  

275.000 

    

180.600 

  

177.000 

  

268.100 

 

 

 

 

 

Voraussichtliche Entwicklung der langfristigen Finanzschulden und Ver-
bindlichkeiten  
 

Geplante Neuaufnahme von langfristigen Finanzschulden 



 

Es ist geplant zusätzliche Darlehen im laufenden Haushaltsjahr für folgende investive Einzelvor-

haben aufzunehmen: 

 

Investives Einzelvorhaben Darlehenshöhe 

  

Kanalsanierung BA09 200.000 Euro 

Hochbehälter WVA BA04 300.000 Euro 

Feuerwehrhaus Ort/I. Neubau 500.000 Euro 

 

Voraussichtliche Entwicklung von langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten 
 

Die Finanzschulden und Verbindlichkeiten aus Darlehen und Finanzierungsleasing werden lau-

fend getilgt. 

 

In nachstehender Tabelle sind die geplanten summierten Auszahlungen für Finanzschulden und 

Verbindlichkeiten (inkl. Leasing) dargestellt.  

 

 VA 2023 Plan 2024 Plan 2025 Plan 2026 Plan 2027 

Gesamtsumme: 

(SU361) 
160.300 200.400 200.700 200.500 147.200 

 

 

Es sind keine Sondertilgungen geplant.  

 

 

Die voraussichtlichen Auswirkungen aus investiven Einzelvorhaben (Erträ-
ge, Betriebskosten, Personalaufwand, Finanzierungskosten udgl.) 
 

Die geplanten investiven Vorhaben werden keine gravierenden Folgen auf die operative Gebarung 

haben. 

Beim Feuerwehrhausneubau werden die Betriebskosten fallen. Dafür müssen Mittel für die Finan-

zierungkosten herangezogen werden. 

Die WVA Ort kommt es durch die Einsparungen beim Wasserbezug nur zu einer geringen Mehr-

belastung durch die Finanzierungskosten  

 
 

Beschreibung wesentlicher Auswirkungen aus Entscheidungen vergange-
ner Haushaltsjahre, welche erst im Zeitraum der Veranschlagung und 
Finanzplanung wirksam werden, soweit sie nicht bereits Bestandteil 
der Z 1 bis 6 sind. 
 

Siehe Punkt 6. 

 

 

Beschreibung sich abzeichnender Entwicklungen (Verbesserungen, Belas-
tungen), die sich in den folgenden Haushaltsjahren auf den Gemeinde-
haushalt auswirken können, wobei diese möglichst auch wertmäßig 
abzugrenzen sind – zudem sind Möglichkeiten zur Abfederung allfälli-
ger negativer Auswirkungen aufzulegen. 
 



Die WVA Ort kommt es durch die Einsparungen beim Wasserbezug nur zu einer geringen Mehr-

belastung durch die Finanzierungskosten  

 

Ende 2020 wurden von der ISG 2 Wohnblöcke mit rund 30 Wohnungen übergeben. 2021 kamen 

rund 20 private Wohnungen hinzu. Ebenso wurde der Spatenstich für weitere 20 durchgeführt. 

Außerdem planen einige Gewerbetreibende Wohnblöcke zu errichten. Daher kann die Gemeinde 

mit mehr Ertragserteilen rechnen. Dadurch kann die Finanzierungsquote wieder erhöht werden 

oder zumindest wird sie gleichbleibend bleiben. 

 

Ebenso wird mit einer weiteren Steigerung der Kommunalsteuer gerechnet. 

 

 

Weiterführende Informationen ... 
 

In der Abwasserbeseitigung fallen keine Überschüsse an, da 2023 die Kamerabefahrung für Zone 

1 durchgeführt werden muss.  

 

 

 

Gemeinde Ort im Innkreis, am 05. Dezember 2022 

 

 

 

Der Bürgermeister 

 

Reinthaler Walter 

 

 

 

Das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit konnte ausgeglichen budgetiert werden.  
 
Zusätzlich konnten 117.800 Euro für Projekte zugeführt werden.  
Ebenso wurden € 50.000 für die Kamerabefahrung vorgesehen. 

 

 
 
 



Hier ist ersichtlich, dass ein nachhaltiges Haushaltgleichgewicht erreicht wird. 
 

 
 
 

 
Die Allgemeine Haushaltsrücklage wird sich am 31.12.2022 auf rund 513.600 Euro  
belaufen. Durch Zu- und Abgänge beträgt sie zu Jahresende 2023 rund 415.000. Die  
derzeitigen Zahlungsmittelreserven belaufen sich auf rund 558.500 Euro 

 



 
 
Derzeitige Haftungen an den Reinhalteverband Mittlere Antiesen: 
 

 
 
  

  



a) Kassenkredit 2023 

 
Die Öffnung der Angebote erfolgte am 05. Dezember 2022 um 11:15 Uhr im Gemeinde-
amt. 
 
Der Kassenkredit der Gemeinde Ort für das Jahr 2023 wurde im November mit einer 
Darlehenssumme in der Höhe von EUR 600.000,- ausgeschrieben.  
 
Zur Anbotsöffnung langten von den 3 angeschriebenen Kreditinstituten 1 Angebot laut 
Anbotseröffnungsprotokoll ein.  
 
Als Bestbieter ging die Raika Innkreis Mitte hervor. (siehe Beilage). 
 
Der GV empfiehlt das Darlehen für den Kassenkredit in der Höhe von EUR 600.000,- bei 
der Raika Innkreis Mitte aufzunehmen. 
 





 



 



 
  



Beratung: 
 
AL Mittmannsgruber erläutert den Kassenkredit genauer.  
 

Beschluss: 

 

 

Antrag: 1) 

Der Antrag lautet, den Kassenkredit für das Finanzjahr 2023 idH von € 600.000,- zu den 

vollinhaltlich zKg Bedingungen an die RAIKA Innkreis Mitte zu vergeben. 

  

 

Zustimmung:  12 Gemeinderäte 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen: GR Badergruber 

 

Antrag:  2)   

 

Der Antrag lautet, der vollinhaltlich zKg Darlehensurkunde zum oa Kassenkredit die Zu-

stimmung zu erteilen. 

 

Zustimmung:  12 Gemeinderäte 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen: GR Badergruber  



b) Hebesätze 2023 

Die Hebesätze für das Jahr 2023 sehen wie folgt aus und wurden an die Mindestan-
schlussgebühren bzw. die Mindestgebühren der Vorgaben des Landes OÖ angepasst.  
 
 

GEMEINDEAMT 

ORT IM INNKREIS 
 

Zl.: 920-0/2022                                                                            Ort i. Innkreis., am 14.12.2022 

Gemeindesteuern 

KUNDMACHUNG 
 

Im Sinne des § 76 Abs. 7 der OÖ. Gemeindeordnung 1990 wird hiermit kundgemacht, daß der 

Gemeinderat der Gemeinde Ort im Innkreis in der am 14. Dezember 2022 abgehaltenen öffentli-

chen Sitzung die Gebühren und Hebesätze für das Finanzjahr 2023 wie folgt festgesetzt hat: 

 

der Grundsteuer für land- und 

forstwirtschaftliche Betriebe (A) mit           

 

    500,00 %  

v.H. des Steuermessbetrages 

der Grundsteuer für Grundstücke (B)  

mit 

    500,00 %  

v.H. des Steuermessbetrages 

   

der Lustbarkeitsabgabe   Laut Verordnung 

   

der Hundeabgabe  Laut Verordnung 

 

                                                   Ange-

führte Beträge in Euro: 

 

  

der Kanalbenützungsgebühr gem. § 

4(2)  

Gebührenordnung 

4,11  

4,52  

pro m³ u Einheit exkl.MwSt. 

pro m³ u Einheit inkl. MwSt. 

Grundgebühr für unbewohnte Objekte  100,00  

110,00  

exkl. MwSt. 

inkl. MwSt. 

   

der Wasserbenützungsgebühr gem. § 4 

(2) 

Gebührenordnung mit 

1,67  

1,84  

pro m³ exkl. MwSt. 

pro m³ inkl. MwSt. 

   

des Elternbeitrages  

für den Kindergartentransport mit 

 15,00  Transportvergütung inkl. 

MwSt. je am Transport teil-

nehmenden Kind 

Bastelbeitrag Kindergarten 90,00  jährlich inkl. MwSt. 

   

Der Müllabfuhrgebühr:   

a) je abgeführte Mülltonne 

    mit 90 Liter Inhalt inkl. Biotonne  

13,00  inkl. MwSt. 

b) je abgeführte Mülltonne 

    mit 90 Liter Inhalt ohne Biotonne 

12,00  inkl. MwSt. 

c) je abgeführtem Container  

     mit 800 Liter Inhalt  

115,00  inkl. MwSt. 

 

d) je abgeführtem Container 150,00 Inkl. MwSt. 



    mit 1100 Liter Inhalt 

 

e) je abgeführtem Müllsack 

     mit 90 Liter Inhalt  

12,00 inkl. MwSt.zusätzlich Gebühr 

für Sack  

f) Grundgebühr je Haushalt/Jahr 13,00  inkl. MwSt. 

g) zusätzlich SESO-Mittel 5,00  Inkl. MwSt. 

   

 

 

Anschlussgebühren: 

 

 

Beträge 

in Euro 

 

Wasserversorgungsanlagen:   

Mindestanschlussgebühr 2.338,00  

2.571,80  

exkl. MwSt. 

inkl. MwSt. 

 

Bemessungsgrundlage bis 200 m² 14,59  

16,05  

exkl. MwSt. 

inkl. MwSt. 

 

                                   über 201 m² 9,80  

10,78  

exkl. MwSt. 

inkl. MwSt. 

   

Abwasserentsorgungsanlagen:   

Mindestanschlussgebühr 3.901,00  

4.291,10  

exkl. MwSt. 

inkl. MwSt. 

 

Bemessungsgrundlage bis 200 m² 24,51  

26,96  

exkl. MwSt. 

inkl. MwSt. 

                                 über 201 m² 15,87  

17,46  

exkl. MwSt. 

inkl. MwSt. 

 

 

      

                                                                                          Der Bürgermeister: 

 

         

Angeschlagen am:     14.12.2022                                                         

Abgenommen am:  

  



Beratung: 
 

AL Mittmannsgruber schildert, dass auf Vorgaben vom Land sich bei den Hebesätzen, 

nichts geändert hat, außer die Anschlussgebühren. 

 

Beschluss: 

 

Antrag: 

Antrag:  Ich stelle den Antrag, die Hebesätze für Gemeindesteuern und die Mindestgebühren für 

das kommende Haushaltsjahr 2023 in der vorliegenden Form zu beschließen und ersu-

che dazu um ein Handzeichen. 

 

  

 

Zustimmung:  einstimmig 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen:  

  



 

c) MFP 2023-2027 

Die Gemeinde hat im Mittelfristigen Finanzplan 2023-2027 immer ein positives Ergebnis 
der laufenden Geschäftstätigkeit. 
 

 
 

 
 
 
Beratung: 
 
AL Mittmannsgruber erläutert den Punkt genauer. 
 

Beschluss: 

 

Antrag:  Antrag: Mittelfristiger Finanzplan 2023-2027 

 

 Mein Antrag lautet, dem Mittelfristigen Finanzplan für den Zeitraum  2023 – 2027 die 

Zustimmung zu erteilen.  

 Dazu ersuche ich um ein Handzeichen. 

  

 

Zustimmung:  einstimmig 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen:  

  



d) Prioritätenreihung 

Folgender Vorschlag wird für die Prioritätenreihung gemacht. 
 
Prioritätenreihung Gemeinde Ort im Innkreis 
 
1. Feuerwehrhaus Neubau 
2. Lückenschluss Osternach 
3. Spielplatzsanierung 
4. Straßenbeleuchtung 
5. Kanalsanierung BA 09 
6. Wegeerhaltungsverband 2023 
7. Straßenbau 2023-2025 
8. Wasserversorgungsanlage BA04 
9. Kindergartenerweiterung 
10. Dachsanierung altes Feuerwehrhaus Ort 
11. Neubau Leitner Brücke 
12. Erweiterung Proberaum Musikverein 
13. Dachsanierung Volksschule 
 
 
 
Beratung: 
 
Es gibt seitens des Gemeinderates keine Wortmeldung. 
 

Beschluss: 

 

Antrag: Antrag: 

 

 Mein Antrag lautet, der zur Kenntnis gebrachten Prioritätenreihung  die Zustimmung zu 

erteilen und ersuche dazu um ein Handzeichen. 

  

 

Zustimmung:  einstimmig  

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen:  

  



e) Änderung Dienstpostenplan 

Dienstpostenplanänderung 2022/2023 
 

Allgemeine Verwal-

tung 

 Neu Alt 

1 VB GD 

11.1 

- 

1 VB GD 

16.3 

- 

1 VB  GD 

17.4 

- 

0,5 VB GD 

18.5 

I/c 

0,5 VB GD 

18.5 

- 

0,5 VB  GD 

20.3 

- 

Kindergarten    

4,40 VB KBP I L/l 2b 1 

0,40 VB KBP Integration 

2,10 VB  GD 

22.3  

- 

0,71 VB  GD 

22.3 

ad personam Andrea Brun-

ninger I/d 

0,38 VB GD 

22.3 

ad personam Christine 

Rachbauer I/d 

0,23 VB GD 

25.1 

ad personam Christine 

Rachbauer II/p5 

0,38 VB GD 

25.1 

 

Handwerklicher 

Dienst 

   

1 VB GD 

19.1 

ad personam Kinzlbauer 

Manfred II/p2 

1 VB  GD 

19.1 

- 

1 VB GD 

21.1 

- 

0,50 VB  GD 

25.1 

- 

Nachmittagsbetreuung 

VS 

   

0,38 VB GD 

17.6 

ad personam Bacs-Weitner 

Adrieen 

 

 

Erläuterungen zur Dienstpostenplanänderung 2022/2023: 
 
Verwaltung:  
In der Verwaltung ergeben sich gegenüber den letzten Dienstpostenplan keine Änderun-
gen  
 



Kindergarten: 
KBP 4,40 PE: Durch die Eröffnung einer vierten Kindergartengruppe und einer Krabbel-
gruppe und Einführung der Nachmittagsbetreuung über die Gemeinde ist eine Erhöhung 
um 1,9 PE notwendig  
Derzeit sind 4,25 Personaleinheiten als Kindergartenpädagoginnen besetzt. Die restli-
chen 0,15 PE dienen als Reserve damit bei kleine Stundenänderungen nicht ein neuer 
Dienstpostenplan beschlossen werden muss, sondern der Vorstand dies entscheiden 
kann. 
Da im Kindergarten wieder zwei Integrationskinder sind, musste der Posten mit 0,4 PE 
wieder im Dienstpostenplan aufgenommen werden.  
GD22 2,10 PE: Wie bereits oben angeführt ist durch die Eröffnungen und Einführungen 
eine größere Erhöhung um 1,3 PE notwendig. Derzeit sind 2,02 Personaleinheiten be-
setzt. Die restlichen 0,08 PE dienen als Reserve. 
VBI/d 0,71 PE Dieser Posten wurde um 1 Stunde erhöht und ist ad personam Andrea 
Brunninger 
GD 25.1 Dadurch das zwei Gruppen neu gereinigt werden müssen, ist eine Erhöhung um 
0,18 PE notwendig. 
 

 
Nachmittagsbetreuung Volksschule: 
Da die Nachmittagsbetreuung in der Volksschule nicht mehr vom Verein Tagesmütter 
übernommen wird, sondern von der Gemeinde übernommen wurde, musste dieser 
Dienstposten geschaffen werden. Dieser Posten wurde mit Schreiben IKD-2017-
261122/12-Rer vom 10.11.2022 genehmigt und vom Gemeindevorstand eingereiht. 
 
Beratung: 
 
Es gibt seitens des Gemeinderates keine Wortmeldung. 
 

Beschluss: 

 

Antrag: Antrag: 

 Mein Antrag lautet, dem Dienstpostenplan in der zur Kenntnis gebrachten Form die 

Zustimmung zu erteilen. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich um ein Handzeichen. 

  

 

Zustimmung:  einstimmig 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen:  

  



Beschluss Voranschlag 2023 
 

Beratung: 
 

Bes AL Mittmannsgruber und BGM Reinthaler fassen nochmal die einzelnen Punkte grob 

zusammen. 

  

 

LE 

 VORANSCHLAG 2023 

 

Antrag: Mein Antrag lautet, dem Voranschlag 2023 in der zur Kenntnis gebrachten Form mit 

ausgeglichenen Ein- und Ausgaben in der Höhe von EUR 3.485.600,- die Zustimmung 

zu erteilen und ersuche dazu um ein Handzeichen. 

 

 

 Zustimmung:  12 Gemeinderäte 

Ge Gegenstimmen: 

 Stimmenthaltungen: GR Mayr 

Zustim 

 

  



4. Prüfbericht Prüfungsausschuss 

 

Ich ersuche die Obfrau des Prüfungsausschusses Silvia Bachmayer um ihren Bericht zur 

Sitzung vom 08.11.2022. 

 

Obfrau Bachmayer eröffnet die 5. Prüfungsausschusssitzung im Jahr 2022 und stellt die Be-

schlussfähigkeit fest.  

 

 

1. Alturlaub 31.12.2021 Bedienstete, Zeitguthaben, Gleittage 

 

Die Alturlaube zum Zeitpunkt 31.12.2021 wurden geprüft. Feststellung bei AL Herr Mittmanns-

gruber ist der Stand hoch. Es wird der Hinweis gegeben eventuell den Urlaub von 2 Wochen noch 

heuer zu verbrauchen. 

2. Ausbezahlte Förderungen von Gemeinde an Gemeindebürger 

Den Prüfungsausschussmitgliedern wurde die Liste der ausbezahlten Förderungen zur Ansicht ge-

bracht. Keine Beanstandungen. 

 

Anmerkung bei den PV-Anlagen: für zukünftige Förderungen an Privathaushalte ist vielleicht ein 

Blendgutachten beizulegen.  

3. Belegkontrolle Instandhaltungen 2022 

Es wurden den Mitgliedern des Prüfungsausschusses die Instandhaltungskonten vorgelegt.  

 

Bei der Kanalreinigung ist in Zukunft darauf zu achten, dass ein Prüfungsprotokoll beizulegen ist. 

4. Allfälliges 

Die nächste Prüfungsausschusssitzung findet im neuem Jahr statt. 

 

Böhmischer Frühling Lustbarkeitsabgabe!   

 

 

Beratung: 

GR Bachmayr erläutert die Punkte genauer. 

AL Mittmannsgruber gibt an, dass er zu Weihnachten 3 Wochen auf Urlaub ist und in 

diesem Zeitraum nicht erreichbar sein wird. 

Beschluss: 

 

Antrag:   

Ich stelle den Antrag, den Bericht des Prüfungsausschusses zur Kenntnis zu nehmen 

und ersuche dazu um ein Handzeichen als Zeichen der Zustimmung. 

 

Zustimmung:  einstimmig 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen:  

 

 

 



5. Einleitungsbeschluss Flächenwidmungsplanänderung Parz 707/2 

Die Firma ESA GmbH (Errichter u Betreiber von Photovoltaikanlagen mit Sitz in Wolfern) 
beabsichtigt (Schreiben vom 6.9.2022) gemeinsam mit Frau Karin GRADINGER als 
Grundstücksbesitzerin, auf dem Grundstück Aichberg 4, KG 46001, Grundstücks-Nr. 
707/2 (Großteil der nicht mehr in Betrieb befindlichen Mülldeponie) eine Photovoltaikan-
lage mit 800.000 bis 900.000 kWp zur errichten.  
 
Derzeit besteht auf diesem Grundstück die Sonderausweisung „MÜLLDEPONIE“ – die 
Abänderung soll die Sonderausweisung im Grünland „PHOTOVOLTAIKANLAGE“ erhal-
ten. 
 
In einer Erstinformation wurde der GMR in seiner Sitzung vom 4.10. bereits über dieses 
Projekt informiert und die Mandatare haben sich grundsätzlich positiv dazu geäußert.  
 
Mittlerweile wurde von der Fa. ESA mitgeteilt, dass netzseitig in diesem Bereich für eine 
PV-Anlage dieser Größe noch keine Begrenzung besteht. 
 
In Abstimmung mit der Grundbesitzerin soll nun vom GMR der Einleitungsbeschluss zur 
Flächenwidmungsplanänderung erfolgen. 
 
Der Fa. ESA ist bekannt, dass derartige Beschlüsse keine Garantie für die tatsächlich 
notwendige Widmung darstellen und allfällige Kosten im Falle einer Ablehnung im weite-
ren Verfahren von ihr zu tragen sind. 
 
 
 



 



 



 



 

  



Beratung: 
 
BGM Reinthaler schildert die Flächenwidmungsplanänderung genauer. 
 
BGM Reinthaler gibt an, dass dort eine Hochspannungsleitung liegt. Diese wurde vom 
Herrn Bachinger, der Firma Energie AG bestätigt. 
 

Beschluss: 

 

Antrag: 

Antrag 

Der An Der Antrag lautet, dem Ansuchen der Fa.ESA.at und von Karin GRADINGER 

entsprechend, den Einleitungsbeschluss zur beantragten Flächenwidmungsplanände-

rung zu fassen und ersuche als Zeichen der Zustimmung um ein Zeichen mit der Hand. 

 

 

 

Zustimmung:  einstimmig 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen:  

  



5. Energieliefervertrag 

 

Aufgrund der allgemein bekannten Situation, ausgelöst durch weitreichende Entschei-

dungen der Regierungen, die nicht im Einflussbereich der Gemeinden liegen, wurden 

die Vereinbarungen und Verträge zwischen den Energielieferunternehmen und den 

Kunden (in unserem Fall nach 23 Jahren) gekündigt.  

Eine Situation, die zu massiven Mehrbelastungen für die Abnehmer und somit auch der 

Kommunen führt. 

Seitens der ENERGIE OÖ, einem Unternehmen, das langjähriger Partner der Gemein-

den ist, wurden zwei Varianten der zukünftigen Preisgestaltung vorgelegt. 

Einerseits eine fixe Bindung, andererseits ein „Floater-Tarif“.  

Diese beiden Vertragsvorschläge liegen zur Diskussion und Beschlussfassung. 



 
 
 



 
 



 
 



 
 

 



 

 
 
 
 



 
 



 
 

 



 
 



 
 

 
 



 
 



 
 

 





 

 
  



Beratung: 
 
Der Gemeinderat bespricht die Bestimmungen der beiden Tarife. 
 

Antrag: 

 

Antrag: Der Antrag lautet, die Gemeinde Ort möge den Energieliefervertrag STROM mit der 

ENERGIE OÖ Vertrieb GmbH zu folgenden Bedingungen laut vorliegendem Vertrag be-

schließen.  

 

 Tarif: „Floater“ 

 

 

 

Zustimmung:  einstimmig 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen:  

  



7. Grundsatzbeschluss Auflassung öffentlichen Gutes Teilfläche Parz. 1546     

Die Ehegatten Thomas und Martina Salomon, wh Ort 189a haben mit ho Einlagen vom 

4.8.2021 ersucht, ob es möglich wäre eine Teilfläche der Parzelle 1546 im Ausmaß von 

ca 42,5 m einer öffentlichen Verkehrsfläche zu erwerben. 

Diese Teilfläche liegt am Ende einer Gemeindestraße, die nur als Zufahrt zu den 5 Rei-

henhäusern 189 a-e liegt. Diese Zufahrt endet als Sackgasse beim Haus Ort 189a der 

Antragsteller. 

Der GV hat sich in seiner Sitzung 1/2022 mit diesem Ansuchen befasst und sieht diese 

Teilfläche für den Gemeingebrauch aufgrund der Lage für entbehrlich an.  

Es liegt ein Teilungsplan des Vermessungsbüros DI Wagneder, GZ 12719/22 vom 

11.10.2022 vor. Die betreffende Fläche, die aus dem Gemeingebrauch entfallen und in 

den Besitz der Ehegatten Salomon in der neuen Parz.Nr 1546/2 übergehen soll, beträgt 

41m². (siehe ua Vermessungsurkunde) 

Der Grundpreis für diese Wegauflassung Salomon wird mit € 40,- festgelegt, da die Flä-

che zur Gänze asphaltiert ist. 

Die Kosten für die Vermessung und grundbücherlichen Durchführung sind vom Interes-

senten zur tragen. 

 

 



 

 





Beratung: 
 
BGM Reinthaler erläutert die Auflassung des öffentlichen Gutes genauer. 
Es gibt seitens des Gemeinderates keine Wortmeldung. 
 
 
Beschluss: 
 
Antrag: 

 

Der Antrag lautet entsprechend dem Ansuchen der Ehegatten SALOMON, entspre-

chend dem Teilungsplan GZ 12719/22, Vermessungsbüro DI Wagneder die Teilfläche 

der neu geschaffenen Parzelle 1546/2 im Ausmaß von 41 m² aus öffentlichem Gut für 

den Gemeingebrauch entbehrlich zu erklären und an die Ehegatten SALOMON zum 

Preis von € 40,- je m² veräußern. 

Dazu ersuche ich als Zeichen der Zustimmung um ein Handzeichen. 

 

Antrag: 

  

 

Zustimmung:  einstimmig 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen:  

 

  



8. Sitzungstermine GV und GMR 2023 

Ua die Termine für im Voraus geplante Sitzungen des GV und GMR. 

 

Gemeindevorstand:   Montag, 13.März 2023 
      Montag, 5.Juni 2023 
      Montag, 18.September 2023 
      Montag, 4.Dezember 2023 
 
Gemeinderat:    Dienstag, 28.März 2023 
      Dienstag, 20.Juni 2023 
      Dienstag, 3.Oktober 2023 
      Donnerstag, 14.Dezember 2023 
 

Beratung: 
 

Beschluss: 

 

Antrag: 

  

 

Zustimmung:  einstimmig 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen:  

  



9. Subvention Pfarrmusik 

Im heurigen Jahr waren die Vereine gerade im ersten Halbjahr in ihren Möglichkeiten, 

Einnahmen zu lukrieren, doch noch eingeschränkt. 

Die Pfarrmusik wurde im vorigen Jahr mit € 5.000,- unterstützt und diese soll nach Bera-

tung im GV auf € 5.500,- erhöht werden. 

         2021  2022 

Pfarrmusik        € 5.000,- € 5. 500,- 

 



 



 

Beratung: 

Es gibt seitens des Gemeinderates keine Wortmeldung. 

Beschluss: 

 

Antrag: Der Antrag lautet, der Pfarrmusik Ort eine Subvention in der Höhe von € 5.500,- zu 

gewähren. Dazu ersuche ich um ein Zeichen der Zustimmung. 

  

 

Zustimmung:  einstimmig 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen:  

 



10. Spende Sitzungsgeld 

Der aktuelle Stand am Jugend-Sparbuch beträgt € 1.911,16. (hier wurde heuer der 

Schwimmkurs mit einer kleinen Summe unterstützt) 

Es besteht eine ebenfalls aus Weihnachtssitzungsspenden udgl. bestehende Rücklage in 

der Höhe von € 1.594,24 (dieses Geld wurde vorwiegend für den Ankauf/Ersatz von 

Krankenbetten verwendet – hier besteht aktuell kein Bedarf. 

Es ist aktuell kein Fall in der Gemeinde bekannt, der aus sozialen Gründen einer beson-

deren Unterstützung bedarf. 

Im GV wurde einstimmig beraten, dieses Jahr einen Teil des Geldes der Kinderbetreu-

ung aus dem Jugend-Sparbuch zur Verfügung zu stellen, wobei angedacht wurde, eben 

auch das Weihnachtssitzungsgeld diesbezüglich zu verwenden. 

Grober Vorschlag ohne Sitzungsgeld aus Jugendsparbuch finanziert: 

Krabbelgruppe: € 150,00 

Kindergarten:  € 150,00 

Volksschule:  € 150,00 

Spielgruppe:  € 100,00 

GTS:   € 100,00 

 

Beratung: 
 
Der Gemeinderat diskutiert über die Verwendung/Spende des Sitzungsgeldes. 
 

Beschluss: 

 

Das Sitzungsgeld der heutigen Sitzung soll für folgenden Zweck verwendet werden: Kin-

derbetreuungseinrichtung. 

Antrag: 

  

 

Zustimmung:  einstimmig 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen:  

  



11. Ansuchen Fristverlängerung Bauzwang  

 

1.Ansuchen 

Es ist ein Schreiben eingelangt, in dem Besitzer einer Liegenschaft auf den Moser-

Gründen anfragen, ob aus privaten Gründen eine Verlängerung des mit November 2023 

endenden Bauzwangs durch die Gemeinde möglich wäre. 

Dazu ist anzuführen, dass es Intension des GMR beim damaligen Beschluss des Ver-

kaufs der Mosergründe diese mit Bauzwang innerhalb von 5 Jahren zu belegen war, 

dass diese Baugründe bebaut werden und sich neue Bürger/innen hier ansiedeln und die 

Grundstücke nicht als Anlage erworben werden. Es ist hier auch das Rückkaufsrecht der 

Gemeinde samt Kaufpreis gesichert. 

Dies wurde durch den GMR beschlossen und so auch in die Kaufverträge aufgenommen 

und von den Käufern auch so zKg. 

Der GMR ist somit auch wieder zuständiges Gremium, darüber zu entscheiden, ob allen-

falls dieses Rückkaufsrecht aus besonderen Gründen aufgeschoben werden könnte. 

Wahrscheinlich ist hier aber auch eine Änderung im Grundbuch notwendig. 

2. Ansuchen 

Ganz aktuell ist hier eine Anfrage eines Immobilienbüros eingelangt, dass eine gleiche 

Situation aus dem Jahr 1992 (Kaufvertrag und Bau des Objektes auch auf damaligen 

Gemeindegründen) im Zuge des nunmehrigen Verkaufs des Objektes an neue Interes-

senten zum Sachverhalt hat. 

Auf diesem seit 1992 bebauten Grundstück ist im Grundbuch ebenfalls noch immer das 

Rückkaufsrecht der Gemeinde Ort eingetragen und es soll dies im nunmehrigen Verkauf 

für die neuen Besitzer gelöscht werden, da es nicht mehr relevant ist. 

 

 



 

 

 



 



 

 



 
 
Beratung: 
 

 Der Gemeinderat bittet um Kontaktaufnahme mit dem Antragsteller, wie die Pläne der 

Bebauung in den nächsten Jahren geplant wäre. Somit kann der Gemeinderat im Juni 

entscheiden, ob diese verlängert oder abgelehnt wird. 

  

 

Beschluss: 

 

Antrag: 1.Ansuchen 

 

 Das Ansuchen der Antragsteller auf Verlängerung der Frist zur Bebauung des 

Grundstücks 574/11 – mit Ablauf November 2023 wird auf die Gemeinderatssitzung im 

Juni vertagt. 

 

Die E 

 Zustimmung:  einstimmig 

 Gegenstimmen: 

 Stimmenthaltungen: 

  

  

 

 

 2.Ansuchen 

 

 Der Gemeinderat stimmt einer Löschung des grundbücherliche gesicherten 

Wiederkaufsrechts am Grundstück 586/3 zum Kaufvertrag vom 10.01.1992 zu, da das 

Grundstück noch im Jahr 1992 bebaut und somit dem Ansinnen des damaligen GMR 

entsprochen wurde. 

 

 

 

Zustimmung:  einstimmig 

Gegenstimmen:  

Stimmenthaltungen:  

 

 

 



12. Allfälliges 

• Info Aufschüttung Schmid – Bewilligung durch BH Ried  

• Lärmschutzwand – keine Kostenbeteiligung – Errichtung 2023 

• Wirtschaftspark – Sitzung 19.12.2022 – Teilnahme Bgm 

• Reisepass beantragen 

Die Sitzung schließt um 21:07 Uhr.  

 


